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Die Mietzinsbllaung in den GerneindeWohnhäusern

Dem Gerneinderatsausschuß für Wohnungsangelegenheiten,

der für heute i/2 9 Uhr früh einberufen war , lag ein Schreiben

des Gemeinde rat es Mal lex* ( KPC ) , der Mitglied des Ausschusses

ist , vor , in dem dieser die Aufhebung der mit 1 * April 1948

in den Gerneind ©Wohnhäusern eingetretenen Ernohung des Betrieos—

kostenpauschales verlangt * Dazu ergriff Stadtrat Albrecht das

Wort und stellte mit Bedauern fest , daß die Zuschriit des Ge-

me ind erat es Maller in dessen Abwesenheit veruandoj - t werden

müsse * Da sowohl in der vorliegenden Zuschrift wie in der Presse

immer wieder von eingotrstenen Mi o t zins e r n o nun gen gesprochen

und eine Herabsetzung der Mietzinse in den Gemeindehäusern ver¬

langt wurde , machte Stadtrat Alb recht einleitend die Feststel¬

lung , daß die Darstellung , O s wären die Mietzinse der Gemein¬

dewohnungen hrhöht worden , vollkommen falsch sei » An den Mio j

zinsen wurde überhaupt nichts geändert , sondern die Gemeinee / ^

waltuag hat lediglich nach Verhandlungen mit den Vertretern der

Mieter auf Grund der eingetretenen Preiserhöhungen das Betriebs¬

kos t c npau sc haln neu festgesetzt•
Die Wohnhausanlagen , die nach dem erstem Weltkrieg auo

Ion Erträgnissen der Wohnbausteuer errichtet wurden , hotten

noch eine verhältnismäßig einfachere Ausstattung und d - her oUch

niedrige Zinse . Später ausgeführte Bauten weisen wegen ihre ..

bereits besseren Ausstattung und der Inzwischen gestiegenen

Baukosten höhere Mig t $ in $ £ * auf « Am heens ‘- an sind u . g Mietz ino

in Jeaoa wohiAKueonf ,
'"
(tü/ait Mittein ^

r Woimbauhilf o emch-

tet worden sind e Im Jahre 1934 er folgte/ emo Angl ^ icnung d

Mietzinse der städtischen Wohnhäuser an die der Althäuser von

Wien . Dadurch traten damals Zinserhöhungen ein , di ^ in



!
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manchen Fällen bis zu 100 $ betrugen . Infolge dor Umrechnung

der Schillinge auf Reichsmark im Jahre 1938 und der im Jahre

1545 erfolg* 011 Umrechnung von Reichsmark auf Schilling im Ver¬

hältnis 1 : 1 ergibt sich , daß die Zinse in den städtischen Wohn¬

häusern in Wahrheit nur um höchstens ein Drittel höher sxhd

als vor 1934»
Beim allergrößten Teil der Gomoindewohnungon betragen

die Pauschalzinso 20 bis 32 Groschen pro m^ und Monat . In einen

kleineren Teil der Wohnungen worden Zinse von 33 bis 60 Groschen

cingehobon und in einem ganz kleinen Teil dor Wohnungen betragt

dor Zins 60 bis 30 Groschen pro m monatlich.

Eine einschneidende Änderung brachte das Jahr 1947 durch

die sprunghaften Steigerungen aller Betriebskosten , l . ocn im

Johro 1546 erfolgte eine Erhöhung dor Kanalräumungsgebühren um

100$ , dor Rauchfangkehrergebühr um 30$ und dos Preises für aic

Rattcnvcrtilgung um 35 ? $ . Im laufe dos Janres 1947 siad “ ' J" " r0

Erhöhungen bei den Tarifen und Gebühren für elektrischen Strem,

-Prinkwaascr , Kohrichtabfuhr und Rauchfangkehrung cingetreten,

zu denen im Jahre 1948 noch die Erhöhung dor Versicherungsprä¬

mien , dio bef ^Feucrvcrsichcrung allein 500$ ausrrncht , öe r - t -,r.

isij
Bis 31 . Harz 1948 wurden dio Betriebskosten in den b ^ . »~

, a pin Pc .ii3Ch.Glc von 2 Gre-
schon Wohnhäusern so verrccni -wt , e

sehen pro m
2 dem Mieter zugerechnet wurde •

^

Di ~ ta ^
so^ _ _ ~ c ' £

Coloniagobührcn wurden separat vorgcschrioo ~ r.

eingotreteno Erhöhung der Kanal - und Hauchfan C- chror Co,ehren .

^
und des Preises der Buttonvertilgung mrdo durch - inen Zusen

^
,

von 25 Groschen pro Mieter und Monat Gusgcgl - o^- n » j
der später eingetretenen Koetenst ei gelungen

^ 7 . . _
tombor 1947 ein weiterer nach der Wohnuursgrö ; o

schalg oingehobon * Dieser betrug xur ^ ~
_ r , 4

Zi . und Kü . 1 . 50 S , für Zi . , Kab . und Kü . c 8*

Ei . 2 . 50 S , für 2 Zi . , Kab . -und KU . 3 8 - nd für größte » * - * -

Bis einschließlich 31 . Kürz 1313 wurden aleo xn allen

Wiener Gerne indewohnun gen neben dem cieherig « ' " " ^ ö
. , ^

pauschale von 2 Groschen pro m
2

, die vollen det - und - —

Gebt!Liren und die - 2 vorerwähnter Zuserläge * ein ^ - owOiu
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Die städtische Wohnhauserverwaltung hat nun zum Zeit-

punlrt cler Ausfertigung neuer Zinslisten , das ist der 1 , April

1948 , die ge ^ ssjt .en Betriebskosten aller städtischen Wonnhäuser _

fest -e st eilt ürid { da di « Durchrechnung jedes einzelnen Hauses |

t)ez«u jeder Stiege einen großen und kostspieligen Verwaltungs¬

apparat erfordern würde , im Einvernehmen mit den Vertretern der

Mieter das Betriebskostenpauschale neu festgesetzt . Auf alle

eemoindemioter umgelegt ergibt sieh ein monatliches Botriebs-

toateapauschale von 17 Groschen pro m , In diesem sind das bis¬

herige Betriebskostenpauschalo von 2 Groschen pro m sowie die

bisher separat oingehobonen Wasser - und Coloniagobühron und die

beiden obenerwähnten Zuschläge enthalten.

Die Meldungon einiger Blätter , daß die Bctii ^ bskosten

in der Gemeindehäusern im allgemeinen um 15gpro m erhöht wurden,

entsprochen also nicht den Tatsachen . Die Erhöhung macht viel-

mehr nur einige G-roschon pro m aus.

Stadtrat Albrecht gab dem Ausschuß einige Beispiele er

Mietzinsbildung in städtischen Wohnhausbluten , aus denen hervor

geht , daß die Erhöhungen für die Masse der wiener Gemeindende

tcr nur wenige Schillinge monatlich ausmachen . So er, .,_bt

zum Beispiel für eine Zi . - Kü . - Wohnung in der Wohnhausanlage X . ,

Geisolbcrgstraße 60 - 64 ( 35 m
2 ) eine Betriebskostcncrhohung von

11 Groschen auf 15 Groschen also um 4 Groschen pro m » oino

Zi . - Kab . - Kü . - Wohnung ( 49 m
2 ) eine Erhöhung von 8 . 3 au - 5

^
rö¬

schen also um 6,2 Groschen und bei oiner 2 Zi . - xü . Wonnung

( 60 m
2

) im gleichen Objekt von 8 auf 15 Groschen also um - Gro-

sehen pro ^ „
Von der Einhebung eines erhöhten Bctriobskostenpauscha-

Ibb wird jedoch in jenen Fällen abgesehen , wo bisher trotz min¬

derer Ausstattung der Wohnräume ein Pauschalzins von moir a s

60 C-rosohen oingohoben wird . In diesen Wohnhausanlagen wer c

die Betriebskosten weiterhin im bisherigen Ausmaß , d . . i - '

* 1 . Jänner 1948 eingehobonen Höhe , eingehoben, .
.

Zu dor von verschiedenen Seiten - .
e iner Hausfondsumlnge erklärte Stadtrat Albroch , ^

y. * pfi Gn+ _
acr Ausschuß der Gemeindemieter die schon früher

vers ^
Uch bestandene Haust ondsumlage wieder zum Autle ui ^

«nd einheitlich mit 1 s festgesetzt hat . Die Gerneindev . rwaltuxv
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hat keine Bedenken gehabt , über Ansuchen des wiener Aus¬

schusses der G-omeindemieter die Einhebung des Hausfonds durch

die Hauswarte au gestatten , da dieser im wesentlichen für

Anschaffungen der Hausgemeinschaft bestimmt ist * Auf die

Zahlung und Einhebung des Hausfonds , der eine freiwillige

Leistung der Mieter darstellt , wurde seitens der Verwaltung

kein weiterer Einfluß ausgeübt und die Gemeindeverwaltung

wird auch in Hinkunft darauf keinen Einfluß nehmen , sondern

dies der freien Vereinbarung zwischen den Hausgemeinschaften

und den Hauswarten überlassen , *

Bezüglich der Wiederinstandsetzung d er Rasenflächen

in den städtischen Wohnhausanlagen erklärte Stadtrat Albr ^ eht,

dio Magistrats - Abteilung 52 werde im Einvernehmen mit den

Hausgemeinschaften in jedem einzelnen Eallo entscheiden , ob

diese Flächen noch im heurigen Jahre als Ernteland verwendet

oder als Grün- und Erholungsflächen wieder instandgesetzt
werden sollen . Vor allem werden jene Gartenflächen , deren

Instandsetzung erst zu einem späteren Zeitpunkt - mbglioh ist,

heuer noch der Hausgemeinschaft zur Bebauung mit Gemüse

freigegeben.

'Selchfleisch für alte Leute

Las Lande sernährungsamt Wien gibt bekannt:

auf den X_
fleisch . ohne Knochen.

Abschnitte mit Aufdruck " SV " sind ungültig.

Schweinef1oisch _ für JDiabetikcr

des Liabotikerausweisos für ungültig erklärt.
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Pas kommuni stisehe Vohnb aupro gr amm im Gene Ind er ? iisausaehuß

für Bauwesen

Der Gerneinderat s aus s ch .uß für Bauwesen trat heute wieder

su einer Sitzung zusammen , um nach der Genehmigung einer Reihe

von Bauaufträgen die Beratung des Antrages der kommunistiscnen

Gerneinderatsfraktion , betreffend ein BoImbauprogramm , xür die

nächsten Tier Jahr , fortzusetzen , Gemeinde rat Haller ( idPö ) er¬

klärte , daß er als Laie auf dem Geoietc des Bauwesens zu den

von ßtadtbaudirsktor Dipl , Ing , Gundacker in der letzten oiu-

zung ausgeführtan Darlegungen nicht selbst Stellung nehmen

könne # Er hatte diese aber den ihm nahestehenden Fachleuten,

die das Y/ohnbauprogramm ausgearbeitet hatten , vorgelego und

diese haben festgestellt # daß ihr Programm keine Fehlberechnun¬

gen auf weise und daß daher die . vom Stadtbaudirektor gemach sen

Einwände nicht stichhaltig seien . Er führte zur Bekräftigung

dieser Behauptungen mehrere Beispiele an , sodaß für den Bau

von Siedlungshäusern auch Hclzkonsimraktionen vorgesehen seien

und daß es unrichtig sei , daß zur Ausführung der im kommunisti¬

schen Wohnb aupro grimm für das l . Jahr vorgesehenen Neubauten

102 Millionen Ziegel erforderlich seien . Vielmehr würden dafür

nur 52 Millionen Stück Ziegel notwendig sein , sedaß für andere

Bauausführungen von den der Gemeinde Wien voraussichtlich

heuer zur Verfügung stehender . 80 Millionen Stück Mauerziegeln

noch rund 30 Millionen Ziegel verbleiben würden # Außerdem

seien , nach den in der Zeitschrift “ Der Aufbau » veröffentlicn-

ten Angaben , 3ö0 Millionen Stück Ziegel im Bauschutt enthalten.

Gemeinde rat Maller verlangte zum Schluß nochmals die Einsetzung

eine n Unterausschusses , dom Fachleute angehören solLu , die

namhaft machen würde , die zusammen mit den Bacnlouten des

baus ^ tes die Einzelheiten des Wohnbauprogramms durchberaten sei.

len.

Stadtbaudirektor Dipl , Ing . gnnlacker stellte „uest,

daß die Ursache der Differenzen zwischen den Angaben des Wohn-

bauprogramms und den Berechnungen dos Stadtbauamtes aarin lie¬

gen , daß die Fachleute der KP ihren Berechnungen Beispiele au-
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„runde gelegt hätten , deren Ausführung das Stadtbauamt nicht

empfohlen könne . Schon der Hinweis auf die Siedlung in Rodaun,

die bekanntlich von den Nazi begonnen wurde , zeige , daß das

kommunistische Wohnbauprogramm auf Berechnungen auf ge baut sei,

die eine Bauausführung von bedeutend verminderter Qualität zur

Folge hätten , die in manchen Punkten gar nicht den Anforderun¬

gen der Wiener Bauordnung entsprechen , während die Berechnungen

des Stadtbauamtes von den Erfahrungen ausgegangen sind , die die

Gemeinde Wien bei ihren großen Bauführungen gesammelt habe.

Stadtrat Hovy betonte , daß die Überprüfung dos kommuni¬

stischen Wohnbauprogramms von der Baudirektion mit äußerster

Gründlichkeit und Sachlichkeit vorgenommen wurde und daß auch

diu Vorschläge für die Finanzierung des Wohnbauprogramms von

den zuständigen Abteilungen der Gemeindeverwaltung gründlich

und vorurteilslos geprüft worden sind , Bas Ergebnis dieser Prü¬

fungen hat ergeben , daß die Gemeinde Wien derzeit nicht in der

Lage ist dieses Programm durchzuführen . Die Beschlußfassung die¬

ses Programms würde daher für die Bevölkerung ein potemkinschos

Dorf sein , es würden dadurch Hoffnungen erweckt , die zu erfül¬

len die Gemeinde in den nächsten Jahren nicht imstande sein wird.

Er halte es daher nicht für zweckmäßig die Vorschläge dieses

Programms weiterhin zu beraten . Unter Hinweis auf die in der

heutigen Sitzung gefaßten Beschlüsse stellte Stadtrat Hovy fest,

laß die Gemeindeverwaltung mit größter Eile die Arbeiten für die

von Gerneinderat genehmigten Bauvorhaben vergibt , sodaß möglichst

bald neue Wohnungen zur Verfügung stehen . Man dürfe aoer auch

die Notwendigkeit und Wichtigkeit der ICriogssch &dcnbehobung nicl . u

tiborschon , weil sonst durch Witterungs schaden schwere Verluste

ointreton . Bor Ausschuß beschloß sodann , die Anträge des Gernein-

lorates Maller auf Einsetzung von Unterausschüssen abzulehnen

lud zur Tagesordnung überzugehen , da das kommunistische Wohnbau-

Programm keine geeignete Biskussionsgrundlage dorstollo#
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1400 Gemeindewohnungen im Bau

In der heutigen Sitzung des GemeinderatsausSchusses für

Bauwesen beantragte Stadtrat Novy die Vergebung von Baumeister-
arbeiten für die neue Siedlung in Stadlau und für die in der

G-ogol
'
gasse am Roten Berg in Hietzing geplanten Wohnungen . Die

Siedlung in Stadlau umfaßt 4 Baulose mit zusammen 302 Siedlungs¬
häusern und die Anlage in der Gogolgasse 2 Baulose mit zusammen

48 Wohnungen . Die Baume ist er arbeiten für diese 6 Baulose wurden
an 6 verschiedene Baufirmen vergeben.

Der Gemeinderatsausschuß für Bauwesen hat im heurigen
Jahre bereits die Arbeiten für 1069 neue Genieindowohnungen in

5 Anlagen vergeben . Es sind dies 89 Wohnungen in der Siedlung
Hirschstetten , 332 Siedlungshäuser in Rodaun , 302 Wohnnngon in
der Siedlung Stadlau , 48 Wohnungen in der Gogolgasse und als
zweites Baulos der Per Albin Harns on - Siedlung 298 Wohnungen.
Dio Gesamtkosten dieser Bauführungen betragen mehr als 50 Millio¬
nen Schilling , davon 31 . 4 Millionen für Benmeisterarbeiten und
18 . 6 Millionen für Baumaterial . Da außerdem das erste Baulos
dei? por Albin Eansson - Siedlung mit rund 300 Wohnungen bereits
in Ausführung begriffen ist , sind derzeit rund 1400 neue Gerne in-

dWohnungen in Bau,
Demnächst kommen noch die Bauarbeiten für 409 neue Ge¬

rne indewohnungen in Wien 18 . , Simonygasse , 13 . ? Hethardgasse und
in der Freihof - Siedlung Kagran zur Vergebung . Damit wird sich
der Gemeinderatsausschuß für Bauwesen in einer seiner nächsten

Sitzungen zu beschäftigen haben.

ihgnad i gpn gg ant r ag _ fü ^ _ gt

Josef K u n s t

Vor einigen Tagen wurde der Straßonbahnschaffncr
^ os°£ K^ ast von einem amerikanischen Militärgericht v/egen
Pnufhandels mit einem .amerikanischen Militärangehörigen und

tätlicher Ehrenbeleidigung geg
Staatsangehörige zu 5 Monaten Arrest

on eine österreichische

verurteilt . Wie crinnor-

fanden auf den Tatbestand wohl die Bestimmungen dos
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Österreichischen Strafgesetzes Anwendung ? doch wurde das

Verfahren nach den Bestimmungen der amerikanischen Strafpro¬

zeß Ordnung durchgeführt.
Diese kennt nun auch die Möglichkeit einer Begnadi¬

gung , wenn hierfür gewisse Voraussetzungen vorhanden sind#

Eine dieser VoiausSetzungen besteht bei öffentlichen Ange¬

stellten u * a * darin , daß die Dienstbehörde das bisherige

Wohlvorhalten des Verurteilten bestätigen kann und ausdrück¬

lich um Begnadigung für ihren Bediensteten ersuoht*

Auf Antrag der PersonalVertretung und mit Zustimmung

der zuständigen amteführenden Stadträte haben nun die Wiener

Verkehrsbetriebe das amerikanische Militärgericht um die

Begnadigung ihres Bediensteten Josef Kunst ersucht , wobei

sie insbesondere auf sein bisheriges Wohlverhalten im Dien¬

ste hinwiesen und baten , sein relativ jugendliches Alter zu

berücksichtigen * Die Direktion der Wiener Verkehrsbetriebe

ist der Ansicht , daß in diesem Palle die Androhung der

Strafe allein genügt , um ein weiteres straffälliges Vor¬

halten de3 Bediensteten Kunst hintanzuhalten.

2i £_Wioner Volks hochsc hui en = in _ f inan zicl lc rJBo drängnis

Heute früh sprach eine Delegation der wiener Volks¬
bildung , bestehend aus den Gemeinderäten Planek und Eleonore
Hlltl für die Gesellschaft der Bildungsfreunde , Dr * Wolfgang

Zentralsekretär der Wiener Volkshochschulen , Univ * -
jh ’ of # Dr * Karl Wolf, Wiener Urania , Univ . - Prof « Er*
jkiPinclli r Volksheim Ottakring , und Nationalrat Mark , Volks¬
hochschule Döbling , bei Stadtrat Ke sch vor , um ihm die finan¬
zielle Krise zu schildern , in der sich die wiener Volksbil-
CtUile befindet und die Hilfe der Gemeinde Wien anzurufen*
ot ad trat Resch versprach , im Rahmen der finanziellen Möglich¬
keiten der Gemeinde das Subventionsansuchon der Wiener Volks¬
bildung entgegenkommend zu prüfen,
könne aber erst bei Erledigung der
eben durch den Wiener Stadtsenat g<

Die Entscheidung darüber

gesamten Subventionsansu-
troffen werden*
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